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Veranstaltungstechnik 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung der Feststellung des Erwerbsstatus der 

Selbstständigkeit im Sozialversicherungsrecht 

 

 

Der VPLT begrüßt die Zielrichtung des Gesetzesentwurfs ausdrücklich. Die angedachten 
Anpassungen können dazu beitragen, die bisherige Rechtsunsicherheit bei der Beauftragung 
selbstständiger Dienstleister zu verringern und die Flexibilität der Arbeitsformen in der 
Veranstaltungsbranche zu erhalten. Besonders positiv sehen wir den vorgesehenen Wegfall 
der Kriterien „Eingliederung“ und „Weisungsgebundenheit“, die bislang eine rechtssichere 
Zusammenarbeit in der modernen Arbeitswelt erheblich erschwerten. 

 

Fehlende soziale Balance 

Kritisch sehen wir, dass der Entwurf derzeit ausschließlich auf die Rechtssicherheit der 
Auftraggeber ausgerichtet ist und diese faktisch von jeder sozialen Verantwortung entbindet. 
Eine solche Regelung birgt das Risiko, dass Auftraggeber künftig gezielt auf selbstständige 
Beauftragungen ausweichen, anstatt sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
anzubieten. Besonders im Niedriglohnbereich und bei Helfertätigkeiten könnte dies zu einer 
schleichenden Aushöhlung des Arbeitnehmerstatus führen. Dies hätte auch negative 
Auswirkungen auf die Sozialversicherungen. 

Selbstständige tragen die Kosten für ihre Altersvorsorge vollständig allein. Während dies bei 
angemessenen Honoraren möglich ist, ist in prekären Selbstständigkeitsverhältnissen 
zweifelhaft, dass die erforderlichen Vorsorgebeiträge realistisch einkalkuliert werden können.  

 

Vorschlag: Einführung einer Honoraruntergrenze 

Der VPLT empfiehlt daher dringend die Einführung einer verbindlichen Honoraruntergrenze als 
zentrales Element des neuen sozialversicherungsrechtlichen Status.  

Ein solches Instrument würde verlässliche und faire Beauftragungsverhältnisse sichern und 
zugleich prekäre Formen der Selbstständigkeit wirksam eindämmen. Ein Aspekt, der durch 
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die bislang vorgesehenen Kriterien für die „neue Selbstständigkeit“ nicht ausreichend 
berücksichtigt wird. Ohne Honoraruntergrenze droht eine Rückentwicklung hin zu instabilen 
und sozial unsicheren Erwerbsformen. 

 

Unklare Kriterien und Rechtsfolgen 

Die im Entwurf vorgesehenen Kriterien für die „neue Selbstständigkeit“ bleiben in ihrer 
Formulierung zu vage. Dadurch besteht die Gefahr, dass sie durch rein formale 
Vertragsgestaltung erfüllt werden können, ohne in der praktischen Zusammenarbeit 
Anwendung zu finden. Der Gesetzgeber sollte diese Kriterien klar und verbindlich definieren 
und zugleich sicherstellen, dass ihre Auslegung durch die Deutsche Rentenversicherung 
(DRV) transparent, nachvollziehbar und einheitlich erfolgt. In der Vergangenheit lag die 
Rechtsunsicherheit bei der Beauftragung vor allem in der uneinheitlichen und intransparenten 
Bewertungspraxis der DRV. Ohne eine entsprechende Nachbesserung bei der „neuen 
Selbstständigkeit“ würde sich diese Unsicherheit lediglich verlagern, statt wirksam behoben 
zu werden. 

 

Absicherung der Vorsorgebeiträge 

Bezüglich der Zahlung der Rentenversicherungsbeiträge durch den Auftraggeber muss 
gewährleistet werden, dass diese im Fall einer Insolvenz des Auftraggebers geschützt sind. 
Außerdem sollte eine ausreichende private Altersvorsorge als gleichwertiger 
Vorsorgenachweis anerkannt werden, um Doppelbelastungen oder Benachteiligungen 
langjähriger selbstständiger Personen zu vermeiden. 

Für etablierte Selbstständige sollte dieser Vorsorgenachweis als Alternative zur DRV gelten, 
während neue Selbstständige nur über die DRV Zugang zur „neuen Selbstständigkeit“ 
erhalten können. 

 

Gleichheitsrechtliche Fragen und Branchenabgrenzung 

Die im Entwurf vorgesehenen Ausnahmen nach §2a Absatz 1 
Schwarzarbeitbekämpfungsgesetz werfen erhebliche gleichheitsrechtliche Fragen auf. Die 
Begründung, dass hohe Personenfluktuation und niedrige Entlohnung in diesen 
Wirtschaftsbereichen vorherrschen, ist nicht überzeugend, um eine solche 
gleichheitsrechtliche Einschränkung zu rechtfertigen. Diese Ziele könnten besser über die 
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Einführung einer Honoraruntergrenze erreicht werden als über pauschale Ausschlüsse über 
ganze Branchen. 

 

Fazit 

Der VPLT hält die Stoßrichtung des Gesetzentwurfs für richtig und wichtig. Damit dieser zu 
einer echten Verbesserung führt, müssen jedoch folgende Kernpunkte nachgebessert 
werden:  

• Einführung einer verbindlichen Honoraruntergrenze, 
• klare und transparente Definition der neuen Selbstständigkeitskriterien, 
• Absicherung der Vorsorgebeiträge und Anerkennung privater Altersversorge. 

Mit diesen Nachbesserungen kann der Entwurf dazu beitragen, faire und rechtssichere 
Selbstständigkeit zu fördern. 

 

 

 


